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Drucksache Nr. 


Anfrage Nr. 17 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 
an die Bundesregierung 


Ist die Bundesregierung der Auflfassung, daß der Zentralbankrat der 
Bank Deutscher Länder trotz Artikel 73 Ziffer 4 und Artikel 122 
des Grundgesetzes weiterhin das Recht zur Vorlage oder das Recht 
zum Erlaß ergänzender oder abändernder Bestimmungen zu den 
Währungsgesetzen h at ? 

Nach Artikel 122 des Grundgesetzes dürfen Gesetze nur noch von 
den zuständigen gesetzgebenden Körperschaften erlassen werden. 
Nach Artikel 73 Ziffer 4 des Grundgesetzes gehört das Währungs- 
wesen — unbeschadet der Zuständigkeit der HJCOG gemäß Ar- 
tikel 2 des Besatzungsstatuts — zur ausschließlichen Zuständigkeit 
des Bundes. 

Danach müßte das Recht der Gesetzesinitiative der Bundesregierung, 
dem Bundestag oder dem Bundesrat Vorbehalten sein mit der Folge, 
daß der Zentralbankrat auch nicht berechtigt ist, Anträge zuständiger 
Behörden auf Vorlage von Gesetzen von sich aus abzulehnen. 

Auch das Recht zum Erlaß von ergänzenden oder abändernden Be- 
stimmungen zu den Währungsgesetzen hat nur die Bundesregierung 
(Bundesfinanzministerium), deren Aufgabe es ist, sich dieserhalb mit 
der HJCOG in Verbindung zu setzen. 

Da über diese Kompetenz bei den zuständigen Stellen offensichtlich 
noch Unklarheit herrscht, bedarf es einer Klarstellung in der Öffent- 
lichkeit. 

Bonn, den 2. Dezember 1949 
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